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Zitate

· Globale Veränderungen: “Die alte Linke stemmte sich gegen diese Veränderungen. Die neue Rechte wollte sie nicht steuern. Aber wir müssen diese Veränderungen steuern, um gesellschaftliche Solidarität und Wohlstand zu erzeugen” (Tony Blair in Giddens 1999; 11)


· „Der dritte Weg bedeutet eine Gewichtsverlagerung hin zu Prinzipienpragmatismus. Er füllt die Lücke zwischen Theorie und Praxis, verbindet Wort und Taten von Politikern in einer Art und Weise, die eine kritische Auseinandersetzung wieder möglich macht. In dieser Beziehung ist der dritte Weg eine gute Beschreibung der gewählten Strecke, weil er eine Ideologie der Nicht-Ideologie ist, ein Vokabular für Versuch und Irrtum, und aufgeschlossene Experimente.“ (Cuperus 1999; 1)

· “Unter dem “dritten Weg” verstehe ich eine Theorie und eine politische Praxis, mittels deren die Sozialdemokratie den grundlegenden Veränderungen in der Welt innerhalb der letzten zwei oder drei Jahrzehnte Rechnung trägt” (Giddens 1999; 38)
· [...] “sind sich die meisten Kommentatoren einig, dass das herausragende Charakteristikum des Dritten Weges der Mangel an konkreten Aussagen ist.” (Ehrke 2000; 1)

· Schröder-Blair-Papier: “Ist ein luftiges Gebilde aus frommen Bekenntnissen, inhaltsschwachen Phrasen und blassen Selbstverständlichkeiten” (Schwarz 2000; 2)

1. Einleitung

1.1
Fragestellung

Mit dem Zusammenbruch der kommunistischen Staaten in Mittel- und Osteuropa Ende des letzten Jahrhunderts schien die Legitimation sozialistischer und sozialdemokratischer Ideen zu diffundieren. Das Gesellschaftsideal linker Ideologien sei nun endgültig durch den bürgerlichen Kapitalismus besiegt worden. Linken Parteien wurde deshalb ein radikaler Wandel nach rechts – oder aber eine fortwährende Minderheitsposition ohne Hoffnung auf die Macht vorausgesagt.

Die heutige politische Situation in Europa zeigt aber ein Bild, das eine weitere Auseinandersetzung mit diesen Thesen verlangt.


Zwar haben in Italien die rechten Parteien die Macht übernommen, dennoch werden sowohl Frankreich als auch Deutschland und Grossbritannien durch linke sozialdemokratische Parteien regiert. In Deutschland und Grossbritannien stehen diese Regierungen unter dem Zeichen reformorientierter Parteien, die  sich in der „Neuen Mitte“ oder auf dem „dritten Weg“ positionieren.

Was sind die Beweggründe, dass linke, traditionsverbundene Parteien ihre Politik hinterfragen und ihre Richtung ändern? Welches ist das Ziel, welches sind die Grundsätze, die diese Parteien verfolgen und wie sieht die konkrete Umsetzung in der Politik aus?

Diese Fragen nach dem Wesen und der Zielsetzung des dritten Weges möchte die vorliegende Arbeit aufgreifen und anhand der Beispiele Grossbritannien und Deutschland beantworten.

1.2  
Begriffsdefinition

Dritter Weg: Die einen reden begeistert von einer neuen Politik in der heutigen globalisierten Welt, die eine perfekte Synthese zwischen prosperierender Marktwirtschaft und sozialer Gesellschaft ermöglicht, die anderen sprechen von einem hübschen, trügerischen Mäntelchen, welches die Fratze des Neoliberalismus verdecken soll.

Vom Begriff „dritter Weg“ ausgehend, ist eine genaue Ortung unmöglich, denn der dritte Weg führte bisher in alle möglichen Richtungen:


Während des ersten Weltkriegs versuchten linke Gruppierungen einen dritten Weg zu finden, losgelöst von der sozialistischen Internationalen. In den zwanziger Jahren galt der dritte Weg den Rechten als Ausweg, die zu korporativistischen Gesellschaftsidealen strebten. Später in der Nachkriegszeit wurde der dritte Weg von vielen Sozialdemokraten als Lösung zwischen amerikanischem Kapitalismus und Sowjetkommunismus gesehen. Und unter Ota Sik wurde in der Tschechoslowakei 20 Jahre später eine sozialistische Marktwirtschaft damit verbunden.  


Vom historischen Standpunkt abgesehen und logisch betrachtet, sagt der Begriff dritter Weg, aber einiges über seine Theoretiker und die umsetzenden Politiker aus:


Der dritte Weg ist ein Ausweg zwischen den Wegen A und B, ist also eine klare Abkehr von bisher gegangenen Pfaden. Wenn dies nun Sozialdemokraten propagieren, meint das, dass sie sich von ihrer alten Ideologie abwenden, nicht aber zu einer anderen bestehenden, sondern zu einer neuen wechseln.


1.3  
Klassische Sozialdemokratie

Die Sozialdemokratie versucht ihre Ziele, darunter Gleichheit und Gerechtigkeit, mit legalen, parlamentarisch-demokratischen Mitteln zu erreichen. Im Gegesatz zum Sozialismus, welcher auf revolutionärem Weg dahin gelangen will. Dem Staat kommt in der klassischen Sozialdemokratie eine zentrale Rolle zu. Er ist aktiv und steht über der Wirtschaft wie der Zivilgesellschaft. Er ist verpflichtet, Güter zur Verfügung zu stellen, die der Markt nicht erzeugen kann, greift ein bei Rezession und sorgt für den sozialen Ausgleich (Gleichheit durch Umverteilung). Das wirtschaftliche Prinzip ist der Keynesianismus, d.h. die Konjunktur wird über den Staat gesteuert. 

Einige Punkte der klassischen Sozialdemokratie sind: 

· staatliche Eingriffe in den sozialen und ökonomischen Bereich
· Staat dominiert die Zivilgesellschaft
· kollektive Lösungen
· nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik à la Keynes in Verbindung mit Korporatismus
· eingeschränkte Rolle des Marktes
· Vollbeschäftigung
· Gleichheit als zentraler Wert
· umfassender Wohlfahrtstaat
· lineare Modernisierung
· schwach ausgebildetes ökologisches Bewusstsein
· internationale Solidarität
· Einbindung in den Ost-West-Gegensatz
(Giddens ; 18)
2.  
Anthony Giddens: Der dritte Weg

Mit seinem Buch ”Der dritte Weg” will Anthony Giddens in die Debatte über die Zukunft der Sozialdemokratie eingreifen. Weg von der ”alten Sozialdemokratie” und ausgehend von Grossbritannien versucht er, die heutige politische, gesellschaftliche und wirtschaftliche Situation zu analysieren und bietet ”Umrisse” eines neuen Programms der Sozialdemokraten an. Wie er selbst betont, hinkt die Theorie der Praxis hinten nach, doch ”die politischen Initiativen müssen aber theoretisch unterfüttert werden, (...) um der Politik mehr Sinn für Richtung und Ziel zu verleihen” (Giddens 1999; 12). 

Giddens geht auf Themen ein, die heutezutage in den Vordergrund rücken und die auch beim Dritten Weg eine entscheidende Rolle spielen. Dilemmata nennt er diese Themen, zu welchen er Globalisierung, Individualisierung, Rechts und Links, Politisches Handeln und ökologische Notwendigkeiten zählt:

Obwohl der Begriff Globalisierung vor allem für ökonomische Zusammenhänge, besonders auch für Finanzmärkte gebraucht wird, beinhaltet er für Giddens nicht nur die wirtschaftlichen Verflechtungen, sondern allgemein die ”Transformation von Raum und Zeit in unserer Lebenswelt” (Giddens 1999; 43), d.h. weit entfernte Dinge betreffen uns plötzlich und umgekehrt, wir haben Einfluss auf Globales.

Die heutige Individualisierung betrachtet er als Übergangsphase. Es findet ein Loslösen von Traditionen statt, aber die gesellschaftliche Solidarität spielt immer noch. Deshalb ist die Individualisierung nicht purer Egoismus, also kein ”moralischer Niedergang”, aber wichtig ist, dass alle Leute bewusst Verantwortung übernehmen.

Links und Rechts: Die Konturen des Links-Rechts-Schemas haben sich in den letzten Jahren mit der Auflösung des Kommunismus und der Globalisierung verändert. Viele Probleme liegen ausserhalb dieses Schemas, z.B. die Ökologie. Dennoch: Giddens zitiert den italienischen Philosophen Norberto Bobbio, der meint, dass das Schema nie verschwinden wird, da die Politik als Widerstreit angelegt ist. Die Sozialdemokraten befinden sich Mitte-links, ihr Grundsatz ist soziale Gerechtigkeit und Gleichheit.

Politisches Handeln: Das Ende der Politik durch globalisierte Märkte wird nicht kommen. Der Nationalstaat und die Regierungen bleiben zentral, aber ihre Handlungen ändern sich zum Teil.

Ökologische Notwendigkeiten: Hier wird der Begriff ”nachhaltige Entwicklung” als leitendes Prinzip verwendet, d.h möglichst eine Verhinderung von Abfall, dauernden Schäden usw.

Werte des dritten Weges

· Gleichheit

· Schutz der Schwachen und Verletzlichen

· Freiheit als selbstbestimmtes Handeln

· Keine Rechte ohne Verpflichtungen

· Keine Entscheidungsmacht ohne demokratisches Verfahren

· Kosmopolitischer Pluralismus

· Philosophischer Konvervatismus  

(Giddens 1999; 82)

Ziele des dritten Weges

· die radikal-demokratische Mitte

· der neue demokratische Staat (der feindlose Staat)

· eine aktive Zivilgesellschaft

· die demokratische Familie

· die neue gemischte Wirtschaft

· Gleichheit als Inklusion

· positive Wohlfahrt

· der Staat als Sozialinvestor

· die kosmopolitische Nation

· kosmopolitische Demokratie

(Giddens 1999; 86)

3.  
Die Konkrete Umsetzung in der Politik

3.1.
Das Schröder-Blair-Papier


Der Weg nach vorne für Europas Sozialdemokraten


Inhalt:

Der deutsche Bundeskanzler Gerhard Schröder und der englische Premierminister Tony Blair veröffentlichten in ihrem im Juni 1999 erschienenen Papier die Grundzüge sozialdemokratischen Handelns an der Schwelle zum neuen Jahrtausend. Für die neuen Herausforderungen in Politik und Gesellschaft sollten neue Wege gesucht werden.

Der dritte Weg, die neue Mitte sind Bezeichnungen für die Vorschläge der reformorientierten Sozialdemokraten aus Grossbritannien und Deutschland, welche ihre Absichten und Grundsätze auf den Tisch legen. 

Grundsätze
Diese werden im Papier wie folgt formuliert: 

· Fairness

· soziale Gerechtigkeit

· Freiheit und Chancengleichheit

· Solidarität und Verantwortung

Diese Werte seien zeitlos und würden von der Sozialdemokratie nie preisgegeben. Die neu postulierte sozialdemokratische Politik richte sich nach wie vor nach diesen Werten, würde aber neue Wege und Instrumente gebrauchen, um diese durchzusetzen.

Für die sich fortwährend verändernden Realitäten brauche es neue Konzepte, jenseits von ideologischen Standpunkten. Die Globalisierung sowie die damit einhergehenden gesellschaftlichen Transformationen müssten als Chance wahrgenommen und mitgestaltet werden. 


Basierend auf den alten Werten müsse eine neue Politik gestaltet werden – aus Erfahrungen solle man Lehren ziehen und pragmatische Lösungen suchen. 

Wirtschaftspolitik

Für die Wirtschaftspolitik des dritten Weges heisst das nun konkret, dass dem Markt viel Vertrauen entgegengebracht wird. Der Staat hat einzig die Aufgabe, die Steuerungsfunktion der Märkte zu verbessern und wo nötig zu ergänzen, soll sich aber nicht als Ersatz für die Wirtschaft betrachten.

Den Herausforderungen der globalisierten Wirtschaft muss die sozialdemokratische Wirtschaftspolitik mit moderndem Regieren begegnen: Ziel soll es sein, eine Zunahme der Beschäftigung und der Beschäftigungschancen zu erreichen, da diese die besten Garanten für eine gefestigte Gesellschaft seien.

Erzielt könne dies werden durch Wettbewerb auf den Produktmärkten, durch offenen Handel, durch die Förderung einer Steuerpolitik, die auf nachhaltiges Wachstum ausgerichtet ist, sowie durch ein fruchtbares Miteinander von mikroökonomischer Flexibilität und makroökonomischer Stabilität, die Angebot und Nachfragepolitik kombiniere.  

Sozialpolitik

Bei grösserem Vertrauen in die Marktkräfte muss oder kann sich auch die Sozialpolitik danach richten: Sie sollte sich den gesellschaftlichen Veränderungen anpassen und entsprechend der demographischen Entwicklung und der Veränderungen der Geschlechterrollen weiterentwickelt werden.

Im Gegensatz zu neoliberalen Ideen soll der Wohlfahrtsstaat aber nicht abgeschafft, sondern transformiert werden. Der Sozialstaat muss den Menschen dienen und sich deshalb nach ihnen richten. Arbeitnehmende müssen sich auf ein soziales Netz verlassen können, welches aber Anreize bietet, Arbeit zu suchen und zu finden. Dies funktioniert vor allem auch bei der Aus- und Weiterbildung. Soziale Gerechtigkeit ist mehr als Verteilen von Geld – das Ziel ist die Ausweitung der Chancengleichheit für alle.

Bildungspolitik

Als zentrales Element des dritten Weges wird die Bildung postuliert. Neben der Verbesserung der Grundausbildung, die zwingend erreicht werden muss, soll auch lebenslanges Lernen im Vordergund stehen. Alle sind verpflichtet, sich aus- und weiterzubilden, um in der globalisierten Welt zu bestehen. Die Staaten sind im Gegensatz dazu verpflichtet, mit Partnern zusammen ein funktionierendes Bildungssytem zu gewährleisten, das den von der Wirtschaft formulierten Anforderungen genügt.

Kritik

Das Schröder-Blair-Papier beleuchtet auf wenigen Seiten die Grundzüge neuer sozialdemokratischer Politik. Zu den verschiedenen Politkbereichen wird grundsätzlich recht deutlich Stellung bezogen – dennoch ist nicht immer klar, wie die angestrebte Politik dann aussehen soll:

Was bedeutet die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft in der Bildung? Sollen nur noch Informatikspezialistinnen ausgebildet werden? Kann der Staat Menschen zur Arbeit zwingen, deren Bezahlung ihre Lebenskosten nicht deckt?

In dieser Beziehung bleibt das Papier schwammig und liefert keine klaren Antworten. Ob Blair und Schröder dies überhaupt vor hatten, darf bezweifelt werden. Das Papier liest sich eher wie eine programmatische Erklärung, die grundsätzlich klären will, was der dritte Weg ist, worin er sich von der alten Sozialdemokratie unterscheidet und welche Werte er vertritt.

Nur am Rande werden auch Punkte wie kultureller Pluralismus, sozialer Wandel und die Zukunft der EU angesprochen. Es scheint, dass sich die beiden Politiker bei diesen Themen hier nicht aufs Glatteis begeben wollten.

3.2. 
Deutschland


Nach 16 Jahren fortwährender Regierung von Helmut Kohl und der CDU gelang es der SPD 1998 zusammen mit ihrem Koalitionspartner der Grünen Partei die Wahlen zu gewinnen und die Regierungsgeschäfte zu übernehmen. Unter dem ungleichen Paar Gerhard Schröder, dem Kanzlerkandidaten, und Oskar Lafontaine, dem Parteivorsitzenden, gelang es der SPD, mit Bezug auf Tony Blair und Bill Clinton, als reformorientierte Kraft der neuen Mitte die Wähler zu überzeugen.

Dies mit den einfachen Slogans:

· Deutschland moderner machen

· die wirtschaftlichen Strukturen verbessern

· die Sozialsysteme anpassen

· Menschen fit machen für die Globalisierung

Nach dem überraschenden Rückzug von Oskar Lafontaine konnte Gerhard Schröder den Parteivorsitz ebenfalls übernehmen und die SPD und die Regierung weiter auf Reformkurs bringen.

Konkrete Felder dieser Reformpolitik sind nun:

Wirtschaftspolitik

Steuerreform

· Steuersenkungen von etwa 45,6 Mrd. DM pro Jahr für Private wie auch für Unternehmen

· stabiler gesunder Haushalt


Bündnis für Arbeit

· Schnellere und passgenauere Arbeitsvermittlung:

· Fördern und Fordern, mehr Eigenverantwortung mit Sanktionsmöglichkeiten

· Weiterbildung verstärken: Die finanzielle Unterstützung von Aus- und Weiterbildung wird ausgeweitet

· Beruf und Familie besser vereinbaren: Der Wiedereinstieg von Frauen nach der „Babypause“ in den Beruf wird erleichtert.

Wie postuliert, gehen die neuen Sozialdemokraten von einer positiven Wirkung von tiefen Steuern aus. Genau diesen Mechanismus versucht die Steuerreform zu verwirklichen, das heisst mit der Senkung der Steuern sowohl den privaten Konsum wie die Investitionen der Unternehmen zu steigern. Weder das eine noch das andere konnte bisher festgestellt werden, das Wirtschaftswachstum dümpelt weiterhin bei 1.5% vor sich hin und viele neu geschaffene Stellen wurden nicht registriert. Dem Ziel eines langfristig gesunden Haushalts kommt Finanzminister Eichel relativ nahe, aufgebessert durch Milliarden aus dem UMTS-Lizenz-Versteigerung – dennoch bleibt dieses Ziel auch gefährdet, wie ungeahnte Kosten aus der BSE-Krise zeigen.

Als grossen Erfolg wertet die Regierung Schröder das Bündnis für Arbeit:

Als Konsens am runden Tisch entstanden, aus der Zusammenarbeit der Arbeitgebervertreter und der Arbeitnehmerseite. Einerseits wird eine weitere Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse angestrebt, andererseits wird die Mitsprache, die Aus- und Weiterbildung der Arbeitenden festgeschrieben.

Ebenfalls wurden Massnahmen beschlossen die eine schnellere Wiedereingliederung von Arbeitslosen und Frauen in Arbeitsverhältnisse erzielen sollen. 

Rentenreform

· Massnahmen für die Finanzierbarkeit des gesetzlichen Rentensystems für mindestens 30 Jahre 

· Grundlagen zum freiwilligen Aufbau einer staatlich geförderten privaten - und auch betrieblichen - Altersvorsorge 

· Neue Grundsicherung für alte und erwerbsunfähige Personen 

· Diskussion eines Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung von Kindern 

Die Reform des Rentensystems ist ein in Deutschland schon lange diskutiertes Projekt, durch gesellschaftliche Veränderungen und die demografische Entwicklung wurde diese unumgänglich. Wiederum am runden Tisch, mit Gewerkschaften und Arbeitgebern wurde ein Kompromiss ausgehandelt, der das Rentensytem auf eine neue Ebene stellt. Durch eine Erhöhung von Beitragszahlungen wird nun die Finanzierbarkeit gesichert. Der grössere Wechsel besteht aber darin, dass neben der staatlichen Fürsorge nun auch noch eine private Altervorsorge entsteht, welche vom Staat gefördert wird.

Bildungspolitik

· Die Ausgaben für Bildung und Forschung wurden um 9,5 Prozent auf knapp 16 Milliarden Mark erhöht

· Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit mit ausbildungs- und beschäftigungsfördernden Maßnahmen 

· eine Modernisierungsoffensive für duale Berufsausbildung insbesondere in Wachstumsbranchen

· konsequente Nutzung der modernen Informations- und Kommunikationstechnologien in allen Bildungseinrichtungen 

Die Bildungspolitik der Regierung Schröder will mit jahrelangen Versäumnissen der Vorgänger aufräumen und musste daher als erstes erheblich mehr Mittel bereitstellen. Dies hat sie auch getan, einerseits pauschal, andererseits aber auch gebunden, zum Beispiel für neue Technologien. Ebenfalls wurden Programme gestartet, um gegen die Jugendarbeitslosigkeit vorzugehen, mit mehr und besserer Ausbildung und durch Programme, die den Einstieg ins Berufsleben erleichtern.

Daneben wurden aber auch Möglichkeiten geschaffen, die Unternehmen Anreize bieten, ältere Angestellte eine Aus- und Weiterbildung besuchen zu lassen, um diesen auf einem flexiblen Arbeitsmarkt bessere Chancen zu geben.

Umweltpolitik

· Atomausstieg

· Ökosteuer

· Kyotoprotokoll


Wie weit die Umweltpolitik der Regierung Schröder der SPD angerechnet werden kann, und wie weit sie auf den ökologischen Koalitionspartner, die Grünen zurückzuführen ist, kann hier nicht  untersucht werden. Die Annahme geht aber davon aus, dass die Massnahmen auch der SPD entsprechen.

Im Konsens mit der Atomindustrie konnte ein Ausstiegsdatum aus der Kernenergie festgelegt werden – daneben muss der grüne Umweltminister Tritin den Transport von Brennelementen verteidigen, den er früher selbst bekämpft hatte.

In der angelaufenen Steuerreform ist auch die im Wahlkampf heiss diskutierte Ökosteuer enthalten. Sie soll zu einer nachhaltigen Entwicklung beitragen und durch Belastungsumlagerungen ökologische Anreize bieten.

Daneben ist Bundeskanzler Schröder als einer der ersten und lautesten Kritiker am Austritt der USA aus dem Kyoto-Protokoll aufgefallen. Er wies Georg Bush auf die Verantwortung der USA im Bezug auf Klimaschutz hin – und heisse die kurzfristige Entscheidung nicht gut.  

Verfassungsreform


· Diskussion um Mitbestimmung der Bürger

· Diskussion um eine Verfassung für Europa


Ohne bereits konkrete Schritte einzuleiten, beschäftigt sich die SPD damit, wie die Bürger verstärkt in die Entscheidungsfindung und Problemlösung einbezogen werden können. Direkt-demokratische Instrumente wie Petitionen und Initiativen werden postuliert.

Daneben wird auch eine vertiefte Diskussion über die zukünftige Form und Gestalt der Europäischen Union geführt. Sowohl Aussenminister Fischer als auch Bundeskanzler Schröder plädieren für eine verstärkte europäische Zusammenarbeit, bis hin zu einer supranationalen, demokratischen Verfassung für Europa. In Frankreich wie auch in Grossbritannien werden diese Ideen zur Zeit nicht goutiert.

Gleichezeitig werden gegen Gerhard Schröder in Deutschland auch Proteste laut, dass er mit den runden Tischen, Expertenkommissionen und Beiräten, nicht verfassungskonforme Gremien aufbaue und somit das Parlament umgehe. Der Bundestag habe nur noch die Möglichkeit zu bereits ausgehandelten Kompromissen Stellung zu beziehen, könne sich aber nicht mehr genügend einbringen.

Fazit Deutschland

Einleitend muss festgestellt werden, dass die konkreten Beispiele aufzeigen, dass das Programm der neuen Mitte sich tatsächlich auch in der Politik niederschlägt. Ob die eingeleiteten Veränderungen tatsächlich das halten, was sie versprechen, ist eine andere Frage.

Zwar wurden die Steuern gesenkt, trotzdem gibt’s nicht mehr Arbeitsplätze, zwar wurde die Finanzierung der Aus- und Weiterbildung angegangen, trotzdem sind im Osten immer noch extrem viele Langzeitsarbeitslose zu beklagen.


Für eine fundierte Analyse ist deshalb einerseits die zu betrachtende Zeitspanne noch zu kurz, andererseits dürften ebenso wichtige andere Einflüsse nicht unterschlagen werden.

Dennoch, die Politik der Regierung Schröder scheint in ihren Grundzügen die propagierte pragmatische Schiene zu fahren. Für drängende Probleme werden am runden Tisch Lösungen gesucht, die ein Mittelweg zwischen Anliegen der verschiedenen Beteiligten sind. 

Mit der Diskussion über neue Formen der Beteiligung der Bürger an politischen Entscheiden wagt sich die SPD sogar über eine konkrete Frage des Alltagsgeschäfts hinaus – hier kann man den Vorwurf, die neue Mitte sei eine pragmatische Kompromissformel ohne eigene Ansprüche nicht anwenden. Denn tatsächlich fragt man sich bei den anderen Entscheiden, ob eine andere Regierung, die Raum und Zeit für Konsensfindung biete, andere Ergebnisse vorweisen könnte.
Schröder und die neue Mitte als Verwalter oder Mediatoren auf dem dritten Weg ohne Ziel ausser dem Machterhalt?

3.3  
Grossbritannien

Der Dritte Weg unter Tony Blair

1994 hat Tony Blair den Parteivorsitz der labour party übernommen und seit 1997 ist er Premierminister von Grossbritannien. Aufgrund seiner ”Reform- und Modernisierungsrhetorik” (NZZ 14.5.01) hat er viele Erwartungen geweckt, aber wie er selbst betont, sind 2-3 Amtsperioden nötig, um all seine Pläne durchzuführen. Dennoch: in rasant kurzer Zeit hat er die Partei und deren Politik geändert. Nachdem er sie vom sozialistischen Ballast befreit hat, versucht Blair nun den Dritten Weg einzuschlagen. 

In der Partei selbst hat er eine sog. ”Three-layered-revolution” (Meyer 1999; 5) durchgebracht:

1. Zuerst glich er den Kurs der Partei in etwa dem deutschen Godesberger Programm an, d.h. die sozialistischen Ideen der traditionellen labour party wichen pragmatischen Ideen. Die Partei öffnetete sich, gerade was Fragen wie die Rolle der Märkte, die Rolle des Staates in der Wirtschaft und Privateigentum anbelangte.

2. Dieser Durchschlag Richtung Godesberger Programm wurde begleitet von einem neuen Stil politischer Kommunikation (”Clintonisation” (Meyer 1999; 4)), welcher nicht zu unterschätzen ist. Blair vermarktet sich sehr gut, mit Hilfe der Medien konnte er sich ein positives Image aufbauen. Er verkörpert den neuen ”leader hero”, der sein politisches Projekt durchführen will. Zugleich hat sich auch die Beziehung zwischen der Partei und ihren Mitgliedern und der Gesellschaft als Ganzes geändert.

3. Nun ging es um eine nähere Definition und Umsetzung der Themen des Dritten Weges. Blair will die Sozialdemokratie den heutigen Gegebenheiten anpassen, dazu wurden von ihm auch viele neoliberale Ideen adaptiert. Ein Kritiker meinte dazu, Blair ”überholte die französischen und deutschen Sozialisten und Sozialdemokraten auf der rechten Spur”. (Gerber 1999; 1)

Wie sieht nun aber konkret die Politik Tony Blairs aus? Im folgenden Abschnitt werden wir nicht das ganze Programm, sondern wichtige Punkte aus Blairs Programm präsentieren und konkret einige Beispiele der jetzigen Umsetzung nennen.

Politik  

Blair stützt sich auf die Grundwerte (vgl. Giddens). Sie sind die Orientierungshilfen, sozusagen das Grundgerüst der Politik und sollen die Richtung des Dritten Weges anzeigen. Die politische Umsetzung dahin erfolgt relativ pragmatisch. Wichtige Pfeiler in der Politik Blairs sind:

Wirtschaftspolitik (einschliesslich Umweltpolitik):

· Preisstabilität, finanzierbare öffentliche Ausgaben

· Beschäftigungsmöglichkeiten für alle durch aktive Arbeitsmarktpolitik und New Deals, Steuer-und Sozialleistungsreformen, Bildungs- und Ausbildungsinitiativen

· Schliessung der Produktivitätslücke zwischen Grossbritannien und anderen Industrieländern; mehr Wettbewerb, Unternehmergeist und Innovation

· Gerechtere Gesellschaft durch Reformen im Besteuerungs- und Sozialleistungssystem, Schutz der Umwelt durch steuerliche Anreize

     (Robinson 2000; 3)

Blairs Schatzkanzler führt mit einer strikten Budgetpolitik das Erbe der Tory Partei weiter, es gibt - wie früher bei Sozialdemokratischen Parteien üblich - keine ”Ausgabenexpansion” (NZZ 14.5.01) mehr, sondern die Überschüsse werden primär zur Schuldentilgung eingesetzt. Mit zusätzlichem Geld aus Erträgen der Privatisierung wird 250’000 jugendlichen Arbeitslosen Arbeit beschafft (New Deals). Diese jugendlichen Arbeitslosen haben erste Priorität, doch wegen der guten Wirtschaftslage konnten ganz allgemein die Arbeitslosenzahlen während der letzten vier Jahre gesenkt werden, sie fielen von 7% auf 5%. 

Was die Steuern betrifft, so hat Blair die Einkommenssteuern nicht erhöht, wohl sind aber viele durch die gute Wirtschaftslage in höhere Steuerklassen geraten. Gestiegen sind aber die Fahrzeug-, Haus- und Verheiratetensteuern; diese Mehreinnahmen werden direkt für Kindergeld und Zuschüsse an Alleinerziehende umverteilt. Steuerliche Massnahmen werden auch für Umweltziele eingesetzt (höhere Treibstoffabgaben), aber dennoch steht Umweltpolitik nicht zuoberst in Blairs Agenda. Was die Produktivität anbelangt, so wurden z.B. in der Autoindustrie kaum Verbesserungen festgestellt.

Reform des Wohlfahrtstaates

· Verbesserung des Gesundheitswesen

· Verbesserung des Bildungswesen

· soziales Sicherungssystems: einerseits gegen Armut und Ungleichheit ankämpfen, andererseits Sozialleistungen streichen, Arbeitsanreize verbessern

· Gegen soziale Ausgrenzung

    (Robinson 2000; 7 )

Vor allem die Bildung hat erste Priorität in Blairs Politik (Blairs Slogan heisst: “education, education, education”), aber auch das Gesundheitssystem soll verbessert werden. Das Bildungssystem in Grossbritannien ist völlig veraltet, Schulgebäude stammen z.T. noch aus viktorianischer Zeit. Momentan sollen 10’000 neue Lehrer angestellt werden. Dies ist sicher ein guter Anfang, reicht aber kaum aus, um das Bildungssystem vollständig zu modernisieren.

Das Gesundheitswesen ist ebenfalls in einem desolaten Zustand und auch hier werden neue Ärzte angestellt. Wie weit aber die finanziellen Ressourcen genügen, um die beiden Sektoren ”auf Vordermann” zu bringen, ist nicht klar. Ohne die Hilfe der Privatwirtschaft wird es aber kaum gelingen.

Verfassungsreform

· Dezentralisierung

· Europa: Ziel ist die Teilnahme an der Wirtschafts- und Währungsunion

Die Verfassungsreformen sind bisher das Einschneidenste seit Blair an der Macht ist. Es gab Autonomiereferenden in Schottland und Wales: 1999 wurde ein neues Parlament für Schottland und eine Versammlung für Wales gewählt. Zudem wurde eine neue Verwaltung für Grosslondon eingesetzt. 

Was Europa betrifft: Die Europäische Menschenrechtskonvention wurde ins nationale Recht übernommen und Blair strebt (zaghaft) die Teilnahme an der Wirtschafts- und Währungsunion an. Dies sind auch die grössten Differenzen zur Tory-Partei, welche im jetzigen Wahlkampf noch mit Margret Thatcher gegen den Euro kämpft.

Fazit Grossbritannien

New economy, new welfare state, new governance sind die Stichworte und Aufhänger in Blairs Politik. Grossbritannien schlägt ganz klar einen marktorientierten Weg ein; Budgetpolitik, sinkende Arbeitslosenzahlen, gute Wirtschaftslage sind das Wichtigste dabei: “Labour habe (...) ökonomische Kompetenz gezeigt, und dies zähle mehr als alles andere” (NZZ 31.5.01). Dennoch: so neoliberal wie im wirtschaftlichen Sektor und im Blair-Schröder-Papier angedeutet, ist die gesamte Politik nicht. Steuern wurden nicht gesenkt, umverteilt wird immer noch, es gibt gewisse Regulierung des Arbeitsmarktes. Zusätzlich wird die soziale Gerechtigkeit und die Verantwortung ins Zentrum gerückt, Begriffe, welche im neoliberalen Vocabulaire fehlen. Blair hat in den letzten vier Jahren viel in Gang gesetzt. Nebst den erwähnten Erfolgen in der Wirtschaftspolitik gehören die Einführung eines Mindestlohnes, Ausbau der Kinderzulagen für Kleinverdiener und die begonnene Modernisierung im Bildungswesen zu seinen Leistungen.

Blair selbst sagt, es bleibe noch viel zu tun. Trotz aller Fortschritte gibt es auch einige offene Fragen und Widersprüche in der new labour Politik:

· Einerseits pocht man auf finanzierbare öffentliche Ausgaben - andererseits wird trotz privater Unterstützung mehr Geld für Bildung/Ausbildung und das Gesundheitswesen eingesetzt.

· Im Blair-Schröder-Papier sind konkret Steuersenkungen u.a. auch für Unternehmen versprochen worden, bis jetzt wurden sie nicht durchgesetzt.

· Die Bekämpfung der Armut ist ein wichtiges Ziel, dennoch sollen Sozialleistungen aber weiter gestrichen werden. 

· Auf der einen Seite kämpft man gegen soziale Ausgrenzung, für Gleichheit als Inklusion, auf der anderen Seite wird Flexiblität von sämtlichen Arbeitnehmern erwartet. Die Nachteile der Flexibilisierung des Arbeitsmarktes trifft aber häufig die Schwächsten in der Gesellschaft.

· Die Gewerkschaften sollen laut Blair und Schröder in der Politik verankert bleiben, aber schlechte Arbeitsbedingungen und niedrige Löhne werden im globalisierten Markt in Kauf genommen.

3.4  
Vergleich Grossbritannien - Deutschland

In beiden Länder waren über mehrere Legislaturen die Sozialdemokraten in der Opposition. Die Macht im Staate lag in den Händen von konservativen Parteien. Nur durch ein in die Mitte-Rücken konnte es Labour und der SPD gelingen, Mehrheiten zu finden. Dies brachten sowohl Tony Blair als auch Gerhard Schröder fertig, denen es dabei auch gelang, ihre bisherige Klientel nicht nach weiter links zu verlieren.

Der dritte Weg, die neue Mitte legen die Schwerpunkte sowohl in Grossbritannien als auch in Deutschland auf die Reform des Staates, um ihn für die Anforderungen der Globalisierung bereit zu machen. Der Staat wird aber nicht zur reglementierenden Autorität, sondern die Wirtschaft wird zum gleichberechtigten Partner. Der Staat ist zuständig, dass die Ausbildung der Bürger den Anforderungen der Wirtschaft genügen, die Wirtschaft ist im Gegenzug dazu verpflichtet Arbeitsplätze zu schaffen, um die Bürger zu beschäftigen.

Grossbritannien nach der Regierungszeit Thatcher stand nun aber an einem ganz anderen Ort als Deutschland nach Kohl. Tony Blairs Regierung konnte auf bestehenden neoliberalen „Errungenschaften“ der Thatcher Jahre aufbauen, wobei er aber die Labour Partei viel mehr erneuern musste als dies in der SPD nötig war, die schon Ende der fünfziger Jahre die soziale Marktwirtschaft anstrebte.

Mit den Grünen an der Macht wird in Deutschland die Umweltpolitik stärker betont als in England, wo z.B. der Ausstieg aus der Atomenergie kein konkretes Ziel ist.

Es gibt Themen, die beide Länder nicht ansprechen zum Beispiel das Thema der Migration.

Auch die traditionellen Arbeiter werden vernachlässigt und neue Familienmodelle wie sie z.B. Giddens präsentiert hat, fehlen. Dies ist unserer Meinung nach ein Mangel, denn diese Fragen sind gerade heute sehr wichtig. Vor allem auch auf die unteren Bevölkerungsschichten wird zu wenig eingegangen. Zwar sind Solidarität und soziale Gerechtigkeit zentrale Werte, doch müssen die Regierungen aufpassen, dass diese Werte nicht zu leeren Phrasen werden. Denn was nützen Werte, wenn bei einem Mehr von Wettbewerb, Flexibilität, weniger Staatsausgaben das Heer der Working-poor grösser wird? Auf diesen Schwachpunkt müssen beide Länder mehr Gewicht legen und zeigen, dass sie es ernst meinen.

4. 
Fazit

Zwar ist international die Faszination des dritten Weges nach Niederlagen linker oder zentristischer Regierungen (z.B. USA, Italien) nicht mehr so gross wie zu Beginn, dennoch können sich die Konservativen in Grossbritannien von den heutigen Wahlen kaum etwas erhoffen und auch die CDU in Deutschland hat der SPD momentan nicht viel entgegenzusetzen. 

Ist der dritte Weg nun einfach eine erfolgreiche Ideologie, oder ist es die von Cuperus festgestellte Gewichtsverlagerung hin zu Prinzipienpragmatismus?

Letzteres würde in einfachen Worten ausgedrückt heissen: ich werde mir über meine Prinzipien und Werte klar, definiere die Ziele und bestimme erst anschliessend auf welchem Weg ich da hin gelangen kann –  und bin auch offen, verschiedene Wege auszuprobieren.

Die neuen Sozialdemokraten geben vor, genau das gemacht zu haben: sie haben ihre Werte definiert, sind sich über das Ziel einig geworden und versuchen dieses nun zu erreichen.

Aufgabe der neuen Sozialdemokraten muss es sein, immer wieder zu erklären aus welchem Grunde sie genau was tun. Tony Blair und die New Labour machen dies professionell, die SPD und Kanzler Schröder versuchen das – mit etwas weniger Erfolg - auch. Sozialdemokratische Regierungen müssen aufzeigen, dass sie einen Weg gefunden haben, wo soziale Fragen nicht vernachlässigt werden - dafür werden sie auch gewählt. Dennoch müssen sie wirtschaftlich argumentieren und handeln.

Wichtig zu wissen ist, dass es nicht einfach einen Dritten Weg gibt, sondern dass Parteien je nach Vergangenheit, Parteienlandschaft, Stärke der Gewerkschaften usw. verschiedene Schwerpunkte und Positionen einnehmen; sie haben zu gewissen Fragen eine andere Stellung. Die Breite des Dritten Weges ist also enorm. 

Wir denken, dass der Dritte Weg eine gute Synthese zwischen Neoliberalismus und Sozialdemokratie ist, und dass die positiven Auswirkungen schlussendlich überwiegen.
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